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Bürgerrechte als Bestandteil der Verfassung vom 24. Juni 
17935 und damit auf die jakobinisdie Tradition6 Bezug 
nimmt. Die Verheißungen der bürgerlichen Revolution in ih
rer aufsteigenden Linie — die Volkssouveränität, die Partizi
pationskonzeption der Jakobiner (jeder Bürger sollte an den 
Entscheidungen der Herrschenden teilnehmen) — haben im 
Verteidigungsprogramm des etablierten Kapitalismus keinen 
Platz. Es ist jedoch gerade dieses Erbe, das für die demokra
tischen Kräfte im antimonopolistischen Kampf auf neue 
Weise Bedeutung erlangt.

Der Vorschlag der FKP für eine „Deklaration der Freihei
ten“ knüpft an diese jakobinische Tradition an. Der Dekla
rationsentwurf statuiert in Art. 47 für jeden Bürger das 
Recht, „an der Ausarbeitung, dem Vollzug und der Kontrolle 
der Entscheidungen auf allen Gebieten mitzuwirken“. In 
Art. 46 wird gefordert, die verfassungsmäßigen Gewalten so 
zu organisieren, daß die Bürger in einem Höchstmaß an die 
jeweiligen Entscheidungsebenen herangebracht werden. Die
ser Partizipationsgedanke ist in anderen Bestimmungen, z. B. 
in Art. 9 Abs. 1 und 3 über die Teilnahme der Bürger an der 
öffentlichen Verwaltung, speziell ausgeprägt und findet be
sonders in der Regelung der wirtschaftlichen Rechte seinen 
Ausdruck. Die Regelungen zielen darauf ab, die Rechte der 
Arbeiter und Angestellten, ihrer gewerkschaftlichen Organi
sationen und der Betriebsräte zur Mitwirkung an den Ent
scheidungsprozessen in den Unternehmen über die Arbeits
bedingungen, die Entlohnung, die Beschäftigungspolitik, In
vestitionen, Forschung, Berufsausbildung und berufliche 
Weiterbildung, Produktion und Finanzierung wesentlich zu 
erweitern sowie die Teilnahme der Werktätigen an der staat
lichen Planung zu gewährleisten (Art. 16). Es wird vorge
schlagen, die Bestimmung durch ein konkretisierendes Ge
setz mit Leben zu erfüllen.

Damit geht die FKP substantiell weit über die Informa
tions- und Mitspracherechte für die Betriebsbelegschaften 
und ihre Vertreter hinaus, wie sie in dem als „lois Aroux“ 
bekanntgewordenen Gesetzespaket aus der Aufschwungphase 
der Linkskoalition konzipiert worden waren.7 Während diese 
Gesetze — von denen eines den vielversprechenden Titel „Ge
setz über die Freiheiten der Arbeitnehmer im Betrieb “ trug — 
sich im wesentlichen auf die Regelung der Mitsprache der 
Arbeiter über ihre Arbeitsbedingungen beschränkten und den 
Arbeitern keinen entscheidenden Einfluß auf das Betriebs
geschehen zubilligten, stellt der Deklarationsentwurf der 
FKP auf Elemente der direkten Demokratie im Betrieb ab 
und führt so an das von der FKP entwickelte Selbstverwal
tungskonzept heran.

Es sei daran erinnert, daß gerade die wirtschaftlichen und 
sozialen Rechte und Freiheiten der Arbeiter in den letzten 
beiden Jahren sowohl von den Unternehmern als auch durch 
rechtliche Regelungen stark ausgehöhlt worden sind. Die be
reits in der Endphase der Regierung Fabius in Gang gesetzte 
und durch die Regierung Chirac verstärkt in Angriff genom
mene Politik der „Liberalisierung der Wirtschaft“ ist mit 
solchen arbeiterfeindlichen Gesetzen wie dem Gesetz über 
die „Flexibilisierung der Arbeit“ vom 28. Februar 19868, das 
die erhöhte Verfügbarkeit der Arbeiter und Angestellten bei 
gleichzeitigen Lohneinbußen zum Zwecke der Profitmaximie- 
rung durchsetzen soll, und mit der Aufhebung des behörd
lichen Genehmigurigszwanges für Kollektiventlassungen ver
knüpft. Damit wird staatlicherseits die Unternehmerschaft in 
ihren Angriffen auf weitere Rechte und Freiheiten der Werk
tätigen ermutigt.

In seinem Bericht an das Plenum des Zentralkomitees der 
FKP zum Deklarationsentwurf weist Charles F i t e r m a n  
nach, daß die Erosion der Freiheiten und Rechte der Bürger 
vor allem im Rahmen der Unternehmen betrieben wird.9 Das 
Schwergewicht des von den Unternehmern vorgetragenen An
griffs liegt dabei auf der Verfolgung politisch und gewerk
schaftlich aktiver Vertreter der Belegschaften. Es ist bezeich
nend, daß die Statistik über die Entlassung von „Arbeitneh
mer “-Vertretern seit 1983 nicht mehr veröffentlicht wird. Eine 
Studie der Gewerkschaft CGT erhellt die Situation: Sie be
zieht sich auf Erhebungen in 3 000 Unternehmen und belegt, 
daß allein im Jahre 1985 mehr als 10 000 Gewerkschafter ge- 
maßregelt und davon 2 500 entlassen worden sind. Darüber 
hinaus werden unter Rückgriff auf das Arsenal des psycho
logischen Krieges Verleumdungskampagnen gegen politisch 
und gewerkschaftlich aktive Werktätige geführt, ihre gericht
liche Verfolgung wird organisiert, ihre berufliche Entwick
lung blockiert, Löhne und Gehälter werden „eingefroren“. 
Nicht selten führen Unternehmer „schwarze Listen“ über 
die politischen und gewerkschaftlichen Aktivitäten ihrer Ar
beiter und Angestellten.!6 11

Freilich hat die französische Arbeiterklasse in ihrem

Kampf zur Verteidigung ihrer Rechte auch beachtliche Er
folge zu verzeichnen. So war der von der Kommunistischen 
Partei massiv unterstützte Kampf für die Aufhebung der 
Entlassung des Arbeiters Alain Clavaud, der wegen der In
anspruchnahme seines Rechts auf freie Meinungsäußerung im 
Betrieb im Januar 1986 entlassen worden warll, schließlich 
von Erfolg gekrönt: Am 24. November 1986 entschied das 
Gericht von Montlugon, daß die Entlassung nichtig ist, und 
am 2. März 1987 verfügte das Appellationsgericht von Riom 
die Wiedereinstellung Clavauds in den Betrieb von Sumi- 
tomo-Dunlop.12 13 Seit dem 4. März 1987 geht Clavaud wieder 
seiner Arbeit nach.

Die Bedeutung dieses Sieges geht weit über den Einzel
fall hinaus. Charles L e d e r  m a n ,  kommunistischer Sena
tor und Rechtsanwalt Clavauds, unterstrich hierzu unmittel
bar nach der Urteilsverkündung: „Das ist das erste Mal in 
der Geschichte des französischen Arbeitsrechts, daß eine der
artige Entscheidung zugunsten eines Arbeiters getroffen 
wurde, der weder Belegschaftsvertreter noch Mandatsträger 
einer Gewerkschaft ist.“16 Und nicht zuletzt ist dieser in 
411 Tagen des gemeinsamen Kampfes von Arbeitern, Kom
munisten, Gewerkschaftern, Kommunalpolitikern, Persönlich
keiten des öffentlichen Lebens sowie aus Wissenschaft und 
Kunst errungene Erfolg Ermutigung für weitere gemeinsame 
Aktionen.

Der Deklarationsentwurf der FKP steckt solche Aktions
felder auf dem Gebiet der persönlichen wie der wirtschaft
lichen, sozialen und politischen Rechte ab. Die Verteidigung 
des Streikrechts gegen gesetzliche oder tarifvertragliche Aus
höhlung, die Verteidigung und Erweiterung der Gewerk
schaftsrechte, die Sicherung der Rechte der Einwanderer und 
der Kampf gegen die von den Rechtskräften geschürte 
Fremdenfeindlichkeit stehen heute in Frankreich an der 
Spitze politischer Aktionen. Hier sind sowohl individuelle als 
auch kollektiv wahrgenommene Rechte angesprochen. Der 
Text offenbart den unmittelbaren Zusammenhang von per
sönlichen, wirtschaftlichen, sozialen und politischen Rechten, 
die Klassendimension des Kampfes der FKP für die indivi
duellen Rechte und Freiheiten. Dieser Zusammenhang wird 
in der täglichen Praxis immer deutlicher, sei es hinsichtlich 
der Meinungsfreiheit, der Versammlungs- und Demonstra
tionsfreiheit, der Rechte des Beschuldigten und der Rechte 
der Verteidigung.

Gerade die im Jahre 1986 im Zusammenhang mit der 
Terrorismusbekämpfung verabschiedete Sicherheitsgesetz
gebung14 * birgt weitreichende Gefahren für den Bestand der 
Grundrechte. Die damit beabsichtigte Kompetenzerweiterung 
für die Polizei, die Beschränkung der Rechte der Richter, der 
Rechte der Verteidigung und die Schaffung eines Ausnahme
verfahrens erlauben unter der allgemeinen Klammer des 
Schutzes der öffentlichen Ordnung einschneidende Eingriffe 
in die individuellen Rechte. Die mit dem Gesetz über die 
Identitätskontrollen vom 3. September 1986 mögliche allge
meine und permanente Kontrolle sowie die datenmäßige Er
fassung der Bevölkerung in großem Stil und die mit der Ein
führung der maschinenlesbaren Identitätskarte geplante Ein-
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der Bezeichnung lois Aroux (Name des damaligen Arbeitsmini
sters) verabschiedeten vier Gesetze nebst Verordnungen haben ein 
Drittel der im Code du travail zusammengefaßten arbeitsrechtlichen 
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schaftssektionen, Belegschaftsdelegierte, Betriebsausschüsse), die 
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konflikte sowie Stellung und Aufgaben der Komitees für Hygiene, 
Sicherheit und Arbeitsbedingungen.
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des von der Regierung angekündigten Feldzugs gegen Terrorismus 
und andere schwere Verbrechen. Sie umfassen das Gesetz über die 
Identitätskontrollen, das Gesetz über den Kampf gegen Kriminali
tät und Verbrechertum sowie das Gesetz über den Kampf gegen
Terrorismus und gegen Angriffe auf die Sicherheit des Staates, das 
Gesetz über die Anwendung der Strafen und das Gesetz über die
Bedingungen für die Einreise von Ausländern nach und den Auf
enthalt in Frankreich.


